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Kläger und Revisionskläger,

0cooaooaoaouaoooooosoooooaooouunooouoluoo-ucoauouoooao

Beklagte und Revisionsbeklagte,

hat der 70 Senat des Bundessozialgerichts auf die

mündliche Verhandlung vom 120 Mai 1959

für Recht erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des Landes—

sozialgerichts Hamburg vom 290 Mai 1958 wird insoweit

zurückgewiesen, als sie den Betrag von'4o762,9ova

(viertausendsiebenhundertzweiundseohzig 90/100 Deut—

sche Merk) betrifft°

Die Beklagte wird verurteilt, 106,— DM (einhundert—

sechs Deutsche Mark) an den Kläger zu zahlen; in die—

sem Umfange werden die Urteile des Sozialgerichts Ham—

'burg vom 163 Dezember 1957 und des Landessozislgerichts

Hamburg vom 29° Mai 1958 sowie der Bescheid des Ar—

beitsamts Hamburg vom 40 September 1957 in der Fassung

des Widerspruchsbesoheides vom 310 Oktober 1957 aufge—

hobenc

Außergerichtlichc Kosten sind nicht zu erstatten°

Von Rechts wegen{)
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Ic Der Kläger hatte vom Arbeitsamt Hamburg vom 17° März 1950 an mit

mehreren Unterbrechungen Arbeitsloeenfürsorgeunterstützung (Alfu)

und seit dem 10 April 1956 Arbeitslosenhilfe (Alhi) bis zum 260 Ju—
li 1957 erhaltene

Am 200 September 1951 hatte er beim_8enat der Freien und Hansestadt

Hamburg als seinem früheren Dienstherrn einen Wiedergutmachungsan—

trag auf GrUnd des Gesetzes zur Regelung der 7iedergutmachung na—
tionalsozialistischen Unrechts für Angehörige des öffentlichen

Dienstes (BWGÖD) vom 110 Mai 1951 gestellt, weil er am 150 Septem—
ber 1939 aus politischen Gründen fristlos entlassen werden war„
Nach Ablehnung seines Antrags hatte er Klage beim Landesverwal—

tungsgericht Hamburg erhoben, die mit einem Vergleich vom 140 Au—

gust 1957 beendet wurdc° Darin wurden ihm — soweit hier von Bedeu—
tung — gemäß @ 21a Abs° 1 BWGÖD in Verbindung mit Art? VII des

Dritten Änderungsgesetzes
zum BWGÖDvon 23° Dezember 1955 mit Wir—

kung vom 10 Januar 1954 bis zum Eintritt der Dienstunfähigkeit‚

längstens jedoch bis zur Vollendung des 65° Lebensjahres, Bezüge

in Höhe der Hälfte der Bndvergütung aus Gruppe VII'TOOA zugestan-

dene
Auf

einen etwa bestehenden Anspruch auf bevorzugte Wieder—

einstellung verzichtete der Kläger°

Von seinem Wiedergutmachungsantreg hatte er dem Arbeitsamt erst—

malig am 180 April 1957 Kenntnis gegeben° Daraufhin teilte dieses

dem Rechtsamt des Senats mit, daß es DrStattungsensprüche gegen

den Kläger habe, worauf das Rechtsemt unter dem 270 August 1957

dem Arbeitsamt die monatlichen Bruttobeträge angsb, die dem Klä—
ger gezahlt werden sollteno Das ‘rbeitsamt berechnete nunmehr die

Unterstützung des Klägers vom 10 Januar 1954 ab neu und kam bei

Berücksichtigung der Freibeträge zunächst von 6‚— DM und vom 10

April 1956 an von 9‚- DE wöchentlich zu dem Ergebnis, daß in je—

dem Falle die anzurechnende Summe den Unterstützungsbetrag über—

stiegen habe° Es stellte innerdienstlieh fest, daß insgesamt

40100?1O DM an Alfu und Alhi sowie 662,80 DM an Sonderbeihilfen

überzahlt scieno Außerdem schuldete der Kläger dem Arbeitsamt aus

einer rechtsverbindlichen Einzugsverfügung vom 26„ Juni 1953 noch
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einen Restbetrag von 1069— DMO Mit Bescheid von 4a September

1957 ”stellte" das Arbeitsamt die Unterstützung für die Zeit—

räume vom 1° Januar 1954 bis zum 40 März 1955, vom 40 Juni

1955 bis zum 13„ April 1956 und vom 180 Juli 1956 bis zum 260

Juli 1957 "ein“, weil es "Einkommen" aus dem Wiedergutma—

chungsanspruch eine Bedürftigkoit ausschließeo Die Rückzah—

lungssumme gab es mit insg samt 40°68‚90 BK an, ohne jedoch

diesen Betrag in einzelnen aufzugliederno Unter dem 5„ Septem—

ber 1957 machte es seinen Erstattungsanspruch in Höhe dieses

Gesamtbetrages beim Senat der Freien und Hansestadt Hamburg —
Rechtsamt — geltend„ Am 160 Oktober 1957 ging die angegebene
Summe beim Arbeitsamt Gino

Gegen den Bescheid vom 40 September 1957 legte der Kläger Wi-

derspruch ein9 der mit 3esCheid vom 31„ Oktober 1957 zurück-
gewiesen wurdec

Mit Klage machte er geltend, daß nur eine laufende Unter—

stützung entzogen werden könneo In der Vergangenheit sei er
hilfsbedürftig

geweseno Die Hilfsbcdürftigkeit könne nicht

rückwirkend wegi’allen° Er habe demnach die Unterstützung
nicht zu Unrecht erhalten„

Mit Urteil vom 160 Dezember 1957 wies das Sozialgericht Ham—
burg die K age abo Die Wide*gutmaehungsleistungen seien Ein—
kommen im Sinne der Bedürftigkeitsvorschrii'ten° Weder im 5 7

Abso 2 des Anhangs zur Hilitürregierungsverordnung (MRVO) Nr„

117 noch in 5 141 f Alhi—Ges° noch im 5 150 A s° 4 des Geset—

zes über Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversieherung

'(AVAVG) n„F„ seien solche Leistungen als anrechnungsfrei be—
zeichneto

In der Berufung hiergegen führte der Kläger aus, das Sozial—

gericht habe den Sinn der Wiedergutmachung verkannt° Wieder—

gutmachungsansprüche seien ihrem Wesen nach nicht überlei—

tungsfähig; Im übrigen habe er die Unterstützung verbraucht

und sei nicht mehr beniehert„
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Während des Berufungsverfehrens hatte das Personalamt des hambur—

gischen Senats auf Grund einer Entscheidung des Bundesverwaltungs—
gerichts in einer gleichgelagerten Sache dem Kläger

an 250 April

1958 einen Bescheid erteilt, daß ihm anstelle der nach dem Ver—

gleich zugestandenen Bezüge nunmehr vom 1° April 1951 an gemäß
@ 10 Abso 1 Satz 2 BWGÖD nach dem hemburgischen Ruhegeldgesetz das

Ruhegeld gezahlt werde, das ihm zugestanden hätte, wenn er bis zu
‘diesem Zeitpunkt im Dienst geblieben und mit der Endvergütung der

Gruppe VII TOOA ruhegeldberechtigt ausgeschieden wärec Außerdem

stehe ihm für die Zeit vom 1° April 1950 bis zum 519 März 1951 ge—

mäß @ 19 Abs„ 1 BWGÖD eine Entschädigung in Höhe der errechneten

Versorgungsbezüge zug Die Leistungen auf Grund des Vergleichs vom
140 August 1957 seien enzurechneno Die Anrechnungsvorschriften des

@ 29 Abso 2 BWGÖD seien anzuwenden° Eine Anrechnung der Alfu— und

Alhi—Bezüge ist, wie das Landessozialgericht festgestellt hat,

nicht erfolgte

Wegen des oben erwähnten Restbetrages von 106‚— IM aus einer Über—

zehlung en Alfu für die Zeit vom 11° Januar 1952 bis zum 100 Juni

1953 erklärte der Vertreter der Beklagten in der letzten mündli—

chen Verhandlung vor dem Landessozialgericht, die Beklagte rechne

diesen Betrag gegen den von der Freien und Hansestadt Hamburg für“

Rechnung des Klägers erhaltenen Betrag auto

Mit Urteil vom 290 Mai 1958 wies das Landessozialgericht Hamburg

die Berufung des Klägers zurücko Da das ihm zugesprbchene Ruhegeld

'nicht unter die im 5 150 Abs„ 4 AVAVGn„ro, @141 f Abs„ 5 Albi—
Geso oder @ 7 Abs° 2 des Anhangs zur HRVO Nro 117 genannten Eälle

einzuordnen sei, handele es sich hier um Einkommen im Sinne der

@@150 Abs„ 5 AVAVG n„Fo, 141 f Abs. 2 Alhi—Gcs. und 7 Abs° 1

Buchst° & des Anhangs zur HRVO Nro‚117° Die rückwirkende Anrech—

nung sei zulässig gewesen, wie dies schon bisher die überwiegende

Meinung gewesen und seit dem Inkrafttreten des AVAVG in der Fassung

vom 250 Dezember 1956 durch die @@185 Ab_s° 2 11r° 5, 186 Abso‚1

Satz 2 AVAVG noFo klsrgestellt sein Die Beklagte sei gemäß $ 185

Abs° 1 AVAVG noFo von Amts wegen zur Entziehung des Unterstützungs-

enspruches "zumindest" seit dem 1° Jsluar 1954 verpflichtet gewe—
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sen, da bei Anrechnung dieses Einkommens dem Kläger weder Alfu
noch Alhi hätte gezahlt werden dürfen‚ Gleichzeitig sei sie

nach 5 785 Abso 2 Hr° 3 AVAVG noF„ verpflichtet gewesen, die
"als zu Unrecht ÜGleißtßt“ festgestellten Beträge zurückzuior—
dern, da es sich bei den dem Kläger zugebilligten Bezügen um
Geldleistungen zur Deckung des Lebensunterhalts gehandelt habeo

Die Beklagte habe auch Qrmessensfehlerfrei davon abgesehen, auf

die Rückforderung nach 5 185 Abs, 2 Satz 3 AVAVG ncF„ zu ver—
nichteng Den Forderungsübergang habe sie zu

ge beim Rechtsamt bewirkte Hierfür gelte allerdings nur @ 186

Abs„ 7 AVAVG noFo, nicht dagegen @ 149 Abs, 4 a„a„0c

treffend durch Anzei—

Diese Anzeige bewirke gemäß @ 144 Abs, 1 Satz 2, @ 186 Abso 1—

‚Satz 19 5 154 Satz 1 AVAVG ncFo, daß die nnsprüehe des Klägers

in Höhe und zum Ausgleich der zurückgeiorderten Beträge auf den
Bund übergegangen seieno

Der Klage könne auch bezuglich des Betrages von 106,- DM nicht
stettgegeben werden, na0hdem die Beklagte die Aufrechnung er-

klärt habec Der Einwand des Klägers, er sei nicht mehr berei-
chert, sei nach 5 185 Abs„ 4 AVAVG noF„ unbeaehtlichc

Revision ist zugelassen werdeno

Gegen das am 300 Juni 1958 zugestellte Urteil hat der Kläger

am 39 Juli ReViSiOH einGelegt und beantragt, die Urteile des
Landessozialgeriehts Hamburg und des Sozialgerichts äemburg
eufzuheben und die Beklagte zu verurteilen, an ihn 4,868,90 DM

zu zahlenc Er hat die Revision em 1. August 1958 begründet und

damit zunächst VCTSÜÖBGgegen die 35 119 und 128 des Sozialge—
richtsgesetzes (GGG) 8®Tügt‚ da des *endessozielgericht die
Personalakten‚ die Akten des Rechtsemts und Wiedergutmachung“—

akten, die alle geheim Zu halten seien, beigezogen und benutzt

habe, Im übrigen sei die Anrechnung der Wiedergutmachungezeh—
lung unzulässig gewesen, da die Alhi keine Voreusleistung auf

die Entschädigung gewesen sei (@ 107 des Bundesentsehädigunge—

Gesetzes und 5 29 BWGÖD)ODie Wiedergutmachungeleistungen seien
nicht “Leistungen zur Deckung des Lebensbedaris", sondern ein

finanzieller SChadensauegleich‚
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Die Beklagte hat beantragt, die Revision zurückzuweieeno

Die Revision ist zulässig. Gegen die Statthaftigkeit der Be—

rufung gemäß @ 143 SGG waren Bedenken nicht zu erheben, da

ein Entziehungs— und Rückzahlungebescheid angefochten war, auf

den die Aussehließungeäründe des 5 144 SGG nicht anzuwenden

sind (vgi‚ Bee‚ SozR. @144 81‚ Da 2 Nr„ 9)°\;

Die Revision konnte aber keinen Erfolg haben°

Die Rüge des Klägers gegen
die Heranziehung und Verwendung

geheim zu heltender Akten ist nicht schlüseig begründet°

@ 119 SGG betrifft nur die Beziehungen zwischen Gerichten

und Behörden und schreibt vor, in welchen Fällen eine Be—

hörde nicht verpflichtet ist, dem Ersuchen eines Gerichts

zur Vorlage von Urkunden oder Akten und zu Auskünften nachzu—

kommenß Ein solcher Fall war hier nicht gegeben° Der Kläger

hat auch selbst nicht behauptet, daß Tatsachen oder Beweis—

ergebnisse aus den beigezogenen Akten verwandt worden sind,

zu denen er sich nicht hätte äußern können° Ein Verstoß

gegen die @@119, 128 Abs, 2 SGGliegt demnach nicht vor„

Der Kläger hat eine Anfechtun_eklege auf Aufhebung des Be—

scheidee des Arbeitsamts vom 4° September 1957 in der Fas—

sung des Widerspruchsbescheides vom 31„ Oktober l957_und ge—
mäß @ 151 Abs° l BGG die Folgenbeseitigunaeklege auf Rück—

zahlung von 4„868‚90 DN erhoben° Weitere Ansprüche hatte er

in dem Verfahren vor dem Lendeeeozielgericht fallen gelasseno

Was die Anfechtungsklege betrifft, so ist von dem Bescheid

der Beklagten vom 4. September 1957 auszugehen° Damit hatte

sie die Zahlung der Unterstützung vom lo Januar 1954 bis zum

„„, 26° Juli 1957 "eingeetellt", weil durch das Einkommen
aus den zuerkannten Wiedergutmachungsansprüchen eine Bedürf—

tigkeit aueg schlossen werde, und dem Kläger davon henntnis

gegeben, daß der Betrag von 4,868‚90 DM zu erstatten sei°

Ihre Entscheidung stützte die beklagte auf % 145 Abs° 1

Nr‚ } AVAVG n.E„ lm Widerspruchebeeeheid wurde dies als rück—

wirkende ”Entziehung” der Aliu und‘■lhi bezeichnet° Sie wurde
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‚ für berechtigt erklärt, und zwar für die Zeit bis zum

51° März 1956 auf Grund der 99 5, 6, 7 Buchst° & des An—

hänge zur MRVO Nr° 117 in Verbindung mit Nr, 8 des Ersten

Durchführungserlaeseß hierzu, für die Zeit vom 1. April

1956 an gemäß 59 145 Abs° 1 Nr, 5, 150 Abs. 1 Nr. 1 des am
10 April 1956 "in Kraft getretenen Änderungegesctzes”. Die—

se Begründung ist insofern fehlerhaft, als vom 19 April

1956 an zunächst das Alhi»Gesetz vom 16° April 1956 (BGßlol

S, 245) galt und die Maßnahme des Arbeitsamts für diese

Zeit auf die 59 141 a Abs° 1 Nr„ 5 und 141 f Abs° 1 hätte

gestützt werden müssen, während die engezogenenläé 145

Abs, 1 Nr, 5, 150 Abs° 1 Nr‚ 1 die Grundlage nach dem seit

dem 10 April 1957 gültigen Gesetz zur Änderuna und Ergän—

zung des AVAVG vom 250 Dezember 1956 (BGBl, I S° 1018) bil—

den.° Dieser Man@el ist jedoch unschädlich, da sich aus dem

Widerspruchsbescheid sachlich unzweideutig der Wille der

entscheidenden Stelle ergibt° Im übrigen stimmt der Wort—

laut der Vorschriften beider Gesetze insoweit völlig über—

eine

Rechtsgrundlage für die Entziehung der Unterstützung ist

@ 185 AVAVG n„F„ Dem steht der Umstand, daß diese Vor—

schrift erst seit dem 1° April 1957 in Kraft ist, während

der Entziehungstetbeetand nach dem Bescheid der Beklagten

schon mit dem 1° Januar 1954 begann, nicht entgegen° Denn

der Unterstützungszeitraum lief bis zum 26° Juli 1957,

greift also in die Zeit der Gültigkeit des 9 185 AVAVG noFo

hinüber° Auch wenn einer neuen Vorschrift durch ein Gesetz

nicht unmittelbar rückwirkende Geltung beigelegt wird, so

ist sie doch anzunehmen, wenn sie nach ihrem zeitlichen

Geltungswillen das streitige Rechtsverhältnis erfaßt (so

auch BGHZ„ 9 S, 101; 350, 2 S„ 188, 5 S„ 234), nes trifft

in Fällen wie dem vorliegendenhu° her hläöer ist fortlau—

fend vom 16 Januar 1954 bis zum 26. Juli 1957 mit zwei

kurzfristigen Unterbrechungen vom 5. März bis zum 5. Juni

1955 und vom 14, April bis zum 15. Juli 1956, in denen er
bei Notstandsarbeiten beschäftigt war, unterstützt werden,

% 185 AVAVG n‚F„ ist auch dann anzuwenden, wenn in einem
einheitlich zu beurteilenden Unterstützungsfalle der
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Zeitraum für die Entziehung zu Unrecht gezahlter Unter—

stützung teilweise vor dem 10 April 1957 liegt. Der Kläger
wird dadurch auch nicht beschwert° Die Vorschriften des @ 177

AVAVGaoFo und des @185 AVAVGn„F° stimmen hinsichtlich der
Voraussetzungen für die Entzichung überein und weichen nur

bei denen über die Rückforderung voneinander eb° Denn nach

@177 AVAVGa°F‚ läg — abgesehen vom Falle des Rechtsirrtums ?
die hückforderung ganz im Ermessen des Arbeitsamts‚ Durch

@_185 AVAVG n„F‚ aber ist die Ermessenseusübune weitgehend
eingeschränkt° Diese Re„e1ung entspricht rechtsstaatlichen

Grundsätzeno '

VIIO Nach@185AVAVGn‚F‚ ist der Anspruch v‚o n A m t s
w e g e n ganz oder teilweise zu entziehen, wenn die Vor—

aussetzungen dem Grunde oder der Höhe nach nicht vorliegen

0 d e r w e g g e f a l l e n s i n d 0 Es besteht dem—

nach eine gesetzliche Pflicht zur Entziehung, selbst wenn

der frühere begünstigende Verwaltungsakt bindend geworden

ist (vgi° BSG°7 s‚ 152 13597)° Dabei umfaßt der Ausdruck
"entziehen” nicht nur, wie der Kläger meint, eine "laufende“
Leistung, Sein $inn ist vielmehr, den bisher anerkannten An—

spruch auf Unterstützung unwirksam zu machen, nachdem sich

herausgestellt hat, daß für ihn ein Rechtsgrund nicht gege—

ben war° Die zu Unrecht geleisteten Beträge sind dann fest—

zuetellen°

Der Kleber ist nun der Auffassung, er habe Alfu und Alhi

nicht zu Unrecht erhalten° Er sei zur Zeit des Bezuges be—

dürftig gewesen° Die Bedürftigkeit könne aber nicht rückwir—

kend wegfallen° Das ist nur zum Ieil zutreffend° Die Sozial—

versicherung geht allerdings vem Grundsatz der Maßgeblich—

keit des Tstsächlichen aus, und Tatsächlichee kann in aller_

Regel nicht nachträglich beseitigt werden, Dies gilt inso—

_weit auch für Alfu und Alhi° Richtig ist auch, daß der Kläger

seinerzeit bedürftig war°
Zwéifelhaft ist aber, ob die

Rechtsfolgen, die aus diesem Tatbestand durch Gewährung der

Unterstützung gezogen worden waren, berechtigt gewesen sind,

dies wäre zu bejahen, wenn die Sachlage so geblieben wäre,
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wie sie damals angenommenxurde„ Das aber trifft gerade nicht

zu° Wenn der Kläger schon zu der Zeit, als er auf Grund des

BWGÖD vom llo Mai 1951 (BGBl° I S, 291) Wiedergutmachung be—

antragt hatte, nämlich am 20« September 1951, dem Arbeitsamt

hiervon Kenntnis;„ geben hätte, so hätte es ihm zwar auch,

solange diese Ansprüche nicht anerkannt waren und nicht ver—

wirklicht werden konnten, Unterstützung gewährt, hätte aber

schon damals auf Grund des 5 7 Abs, 4 Satz 2 des Anhangs zur
brito MRVO Nr‚ 117 seinen Anspruch beim ehemaligen Dienst—

herrn des Klägers, dem Senat der Freien und Hansestadt Hamburg,

anmelden können° Damit wäre von vornherein klargestellt wor—

den, daß der Kläger nur unter der Voraussetzuns etwaiger spä—

terer Anrechnung unterstützt werden wäre° hie Nichtmeldung

führte zwar dazu, daß damals die Unterstützung zunächst an—
scheinend zu Recht gewährt wurde, Die dem Arbeitsamt erstma—

lig am 18° A,ril 1957 erstattete Meldung und die Bewilligung

der Wiedergutmachungsleietunöen stellten jedoch r ü c k —

w i r k e n d neue Umstände dar, die das Arbeitsamt dazu

verpflichteten, nunmehr erneut zu prüfen, ob die aus dem

früheren Sachverhalt gezogene Rechtsfolge der‚Unterstüt—

zungsbereehtigung rüclschauend n00h begründet warn
\

VIIIQDer Kläger meint, die nachträgliche Anrechnung der Wieder—

gutmachungeleistungen sei weiter deshalb unzulässig gewesen,

weil @ 107 des Bundesgesetzes zur Entschädigung für Opfer
der nationalsozialistischen Verfolgung (Bundesentschädi—

gungsgesetz — EEG —) eine Anrechnung von Leistungen aus
der Arbeitslosenfürsorge ausdrücklich verbiete° Der Auf;

fassung des Klägers kann schon deshalb nicht beigetreten wer—
den, weil die ihm vom Senat der Freien und Hansestadt Ham—

burg gewährten Beträge keine Leistungen nach dem BBG sind°
.

Denn durch @ 99 dieses Gesetzes wird Verfolgten des öffent—‘
lichen Dienstes ein Anspruch auf Entschädigung grundsätzlich

nur für die Zeit "vor dem 1° April 1950" gewährt; während

der Entechädigungszeitraum des Klägers mit dem 1» April 1950

beginnt und nur Leistungen aus dem Bhdöb umfaßto Abgesehen

davon betrifft @ 107 BBG in der Fassung vom 29. Juni 1956

(BGBl° I 8° 562) einen völlig anderen Tatbestand, als er beim
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Kläger vorliegto Diese Vorschrift bestimmt nämlich, daß auf

‘ die Kapitalabfindung nach den 95 102 bis 106 "für den glei—
chen Zeitraum geüährte Versorgungsbezüge, hapitalebfindungen,

Untrrhaltsbeiträge, Zuwendungen und ähnliche Leistungen aus

deutschen öffentlichen Mitteln mit Ausnahme der Leistungen

aus der Arbeitslosenversicherung und der Arbeitslosenfürsorge

in vollem Umfenge anzurechnen" sind° @107 EEG geht dabei

offensichtlich von dem Gedanken aus, "daß niemand für den—

selben Zeitraum aus deutschen öffentlichen äitteln doppelte

Leistungen erhalten soll" (so Blessin—Wilden, Komm° zum EEG

@107 Anm°2)„ Eine vergleichbare Regelung enthält @29
Abs, 2 BWGÖDin der Fassung vom 25° Dezember 1955 (BGBl° I

S° 822), ohne daß hier die Anrechnung der Leistungen aus
der Arbeitslosenversicherung oder der Arbeitslosenfürsorge

ausgeschlossen und damit verboten werden isto Es kann dahin—

gestellt bleiben, weshalb hier der Gesetzgeber eine andere

Regelung getroffen hat. Jedenfalls h a t der Senat der

Freien und Hansestadt Hamburg als Dienstherr des Klägers

die Leistungen aus der Alfu oder Alhi n i c h t e n g e —
r e c h n e t „ Er hat vielmehr nur auf Grund der Überleitung

des Anspruchs durch das Arbeitsamt dessen Forderung erfüllt,

wozu er aus anderen Gründen verpflichtet
war, wie noch darzu—

legen sein wird„

Der Kläger geht ferner mit seiner Meinung fehl, eine Anrech—

nung der Alfu— oder Alhi—Leistungen sei deshalb unzulässig,

weil es sich bei der Wiedergutmachung um eine Entschädigung

eigener Art handele, Das Bundesverwaltungsgericht hat aller—

dings in seinem Urteil v0m 16, Juli 1958 (BVerWGE 7 S° 168
LT737‚ Sammel- und Nachschlagewerk der Rechtsprechung des

Bundesverwaltungsgerichts l—25—5 hr. 2) ausgeführt, das Wie—

dergutmachungsgesetz gestalte den Schadensersatz in besonde—

rer Weise aus° Der im bürgerlichen Recht für die Schadens—

berechnung entwickelte Grundsatz der Vorteilsanrechnung sei

in das Bundeswiedcrgutmachungsgesetz anders als in des

Bundesentschädigungsgesetz (@ 9 Abs° 1) nicht aufgenommen
worden° Das sei darin begründet, daß das Ausmaß der Wieder—

gutmachung im Bundcswiedergutmachungsgesetz besonders und in
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einer Weise geregelt sei, nach der eine Vorteilsanre0hnung

nicht zu verwirklichen seio "Denn der im öffentlichen Dienst

durch nationalsozialistische Verfolgungsmaßnahmen erlittene

Schaden wird „ea grundsätzlich durch Gewährung der Rechts—

stellung ausgeglichen, die der Geschädigte voraussichtlich

Z„Zto des Inkrafttretens des Gesetzes innegehabt hätte, wenn

er nicht geschädigt vorden wäre"°

Von einer solchen Vorteilsanrechnung durch den Wiedergutma—

chungspflichtigen kann hier jedoch nicht gesprochen werden°

Es handelt sich allein um die Frage, ob das A r b e i t s —

a m t die Alfu und hihi auch hätte gewähren können und müs—

sen? wenn es Kenntnis von dem Wiedergutmachunasanspruch des

hlägers äehnbt hätte, und ob — nach dessen Anerkennuna — eine

nachträgliche Anrechnung dieser Leistungen zulässig ist°

Hierzu bed;rf es eines Eingehens auf die Regelung der Be—

dürftigkeitsprufungo

Voraussetzung der Bedürftigkeit war nach 9 6 des Anhangs

zur.MRVO Nro ll7‚ daß der Arbeitslose den erforderlichen

Lebensunterhalt weder aus eigenen Kräften und Mitteln noch

mit Hilfe der zu seinem Unterhalt rechtlich verpflichteten

Angehörigen bestreiten konnte„ Bei der dann folgenden Prü—

fung des Maßes der Bedürftigkeit war nach 5 7 Abs° 1
Buchsto e des Anhangs zur MRVO Hr° 117 auf die Alfu

"sonstiges Einkommen" des Arbeitslosen anzurechnen, so-

fern es 6„— DM in der Woche überstieg;° Als Einkommen in

diesem Sinne bezeichnete der Erste Durchführungserlaß vom

22" Dezember 1947 in ■re 8 "alle Einkünfte in Geld oder

Geldeswert‚ insbesondere die Bezüge aus früheren Arbeits—

und Qienstverhältnissen, aus Rechtsansprüchen öffentlicher

oder privater Art ‚„‚ nach Abzug von Gebühren, Abgaben,

Steuern, Sozialvcrsicherungsbeiträgen und Werbungskosten",

Dieser brleß ist zwar keine das Gericht bindende Rechtsnorm

(vg;l° BsG„ 1 8° 144 134@7)‚ Jedoch bestehen keine Bedenken,

die Nr° 8 als Auslegungsregel enzuerkennen, zumal sie der
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allgemeinen Grundauffassung hierzu entspribht und in der Pra—

xis ständig danach verfahren werden ist„

N■0h @ 141 e Abs„ 1 des Gesetzes zur Änderung und Ergänzung

des AVAVG vom 165 April 1956 (BGBl° I So 243) — Alhi—Ges° —
galt als bedürftig der Arbeitslose, soweit er seinen Lebens—

unterhalt nicht auf andere Weise als durch Unterstützung aus

der Alhi bestritt oder bestreiten könnte und das nach den
Anrechnunfsvorschriften zu berücksichtigende Einkommen den

Tabelleneatz nicht erreichte° Auch hier war dann das Einkom—

men des Arbeitslosen zu berücksichtigen, und zwar "einschließ—

lich der Leistungen, die er von Dritten erhält oder beanspru—

chen kann", soweit — vom 1° April 1956 an — es insgesamt
9„— DM in der toohe überstieg (@ 141 f Abs. 1 Nr. l)„ Vom

10 April 1957 an gelten in den && 149 Abs„ 1, 150 AVAVG in
der Fassung der 5ekanntmachung vom 3° April 1957 (BGBl, I

So 322) sinn— und grundsätzlich auch wortgemäß entsprechende

Vorschrifteno

Der Katalog der L Oht anrechnungsfähigen Einkommen erfaßt

nicht Leistungen aus dem BWGÖD„ Lediglich Renten, die den

Opfern netionalsozialistischer Verfolgung "wegen einer durch

die Verfolgung erlittenen G e s u n d b e i t s s c h ä d i —

g u n g gewährt werden“, gelten nach & 141 f Abs. 5 Nro 5

Alhi—Ges‚ und gelten nach 5 150 Abs, 4 Nr„ 5 AVAVGn„ra" nicht
als Einkommen", aber auch nur bis zur Höhe des Betrages, der

in der Krieg80pferversorgung bei gleicher Minderung der Erwerbs—

fähigkeit als Grundrente gewährt würdeo

Nicht als Einkommen gelten nach Nr„ 6 dieser Vorschriften auch

Leistungen zum Ausgleich eines Söhadens, jedoch mit der we—

sentlichen Einschränkung, "soweit sie nicht für entgangenes
oder entgehendes Einkommen „„ gewährt werden"° Es ist des—

halb zunächst zu prüfen, ob die dem Kläger aus dem BWGÖD zu—

erkannten Ansprüche einen Ausgleich für e n t g a n g e n e s

oder entgehendes Einkommen darstellen° Das ist zu bejahen°
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Nach dem oben angeführten Urteil des Bundesverwaltungsgerichts

wird der im öffentlichen Dienst durch nationaleozialistische

'Verfolgungsmaßnahmen erlittene Schaden grundsätzlich durch

Gewährung der Rechtsstellung ausgeglichen, die der Geschädigte

voraussichtlich zur Zeit des Inkrafttretens_des Gesetzes inne—

gehsbt hätte, wenn er nicht geschädigt worden wäre° Es han—

delt sich hier um segenannte Status—Schäden, die in erster

Linie durch bevorzugte Wiedereinstellung (@ 9 Abs„ 1 BVGÖD)

wiedergutzumaohen sindo Da dies nur für die Zukunft in Frage
kommen kann‚ wird für die Vergangenheit Entschädigung in Geld

gewährt (5 10 Abs„ 1 a„a„o„)c Weil der Kläger schon im Ver—
gleich auf die Wiedereinstellung verzichtet hatte‚ kam für ihn

nur eine Wiedergutmachung in Geld in Betracht° Diese aber

kann aus dem sachlichen und rechtlichen Zusammenhang nur als

solche für entgangenes oder entgehendes dinkommen gewertet

werden, und zwar ohne Rücksicht darauf, ob man von der Grund—

lage des Vergleichs oder von der vom 10 April 1951 ab als

Buhegeld gewährten Entschädigung ausgeht° Denn alle dies

Leistungen stehen in unmittelbarer Abhängigkeit von dem frü—

heren Dienstverhältnis des Klägers und haben als Ersatz für

das Gehalt zu gelten, das ihm durch die Entlassung entgangen

war0 Sie waren deshalb nach diesen Vorschriften und — mangels

entgegenstehender Béstimmungen
— auch vor deren Inkrafttreten

auf die Alfu anzurechnen und sind es weiterhin hinsichtlich

der Alhi° Daraus ergibt sich für den vorliegenden Fall folgende

Rechtslage: Nimmt man an, dem Kläger wäre unmittelbar nach

Antragstellung die Entschädigung zugebilligt worden, so hätte

er dies als Änderung in seinen Vermögensverhältnissen dem Ar—

beitsamt melden müssen° Die Folge wäre gewesen, daß dieses

sie auf die Alfu angerechnet und jene eingestellt hätte, weil

nach Absetzung der vorgesehenen Beträge die niedergutmachungs-

leistungen den Tabellensatz der Aliu überschritten hätten° Wer-

den solche Leistungen für zurückliegende Zeiten gewährt, so

sind sie rückwirkend anrechnungspflio‘ntig° Andernfalls würde

jeder, der die Leistungen von vornherein erhält, schlechter

gestellt als der, dem sie später rückwirkend in einer Summe
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nachgezehlt werden° Das würde eine ungleiche Behandlung

gleichartiger Tatbestände bedeuten und gegen den Gleichheits—

satz des Art° } Abs° 1 GG verstoßen, '

Bereits oben wurde darauf hingewiesen, daß nach Nr° 8 des

Ersten Durohführungserlasees zur MRVU Nr. 117 als Einkommen

auch die Bezü„e aus f r ü h e r e n Arbeits4 und Dienstver—

hältnissen gelten° Derartige Bezüge können aber immer nur

— mindestens zum Teil — in Hachzahlungen bestehen„ Was hier—

für maßgebend ist, muß auch für Rechtsansprüche öffentlicher

Art, wie sie beim Kläger gegeben waren, zutreffenn Der Aus-

druck "Einkünfte" steht dem nicht entgegen, Er umfaßt alles,

was “einkommt”, ganz gleich, ob es für die Vergangenheit,

Gegenwart oder Zukunft zugebilligt wird. Eine andere Ausle—

gung würde dazu führen, daß die Überleitungsvorschriften ih—

ren Sinn verlieren würden° Im übrigen wies bereits im 5 7

Abs° 4 Satz 2 des Anhangs zur MRVG Nr„ 117 der Wortlaut:

"so kann das Arbeitsamt durch eine Anzeige an den Dritten

bewirken, daß die Rechtsansprüche in Höhe der nehraufwendun—

gen an Arbeitslosenfürsorgeunterstützung, d i e d u r c h

& u B e r a c h t l a s s u n g d i e s e r L e i s t u n

g e n e n t s t a n d e n s i n d , auf das Arbeitsamt

übergeben", darauf hin, daß es sich um Leistungen aus der

Vergangenheit handelt° Eindeutig ergibt sich dies aus @ 141 e
Abs, 4 Alhi—Ges° und % 149 Abs, 4 AVAVG n„r., wonach das Ar—
beitsamt Alhi gewähren kann, "solange und soweit der Arbeits—

lose Leistun„en, auf die er einen Anspruch hat, nicht er—

hält" und die Änsprüehe des Arbeitslosen in Höhe der Aufwen-

dungen (im Alhi—Ges„ hieß es noch M e h r aufwendunöen; hier—

zu wird auf das Urteil des erkennenden Senats vom ll° April

195 — BL;G° 5 S, 103 41197
— verwiesen) an Unterstützung,

"die infolge der Nichtberücksichtigung der Leistungen e n t —

s t a n d e n s i n d o d e r e n t s t e h e n “,
durch Anzeige an den Leistungspflichtigen.auf den Bund über—

geleitet werden können„ Es handelt sich insoweit um eine

bundeseinheitliche Regelung der b i s h e r i g e n Praxis,

In @ 186 Abs° 1 batz 2 AVAVG n„E„ ist noch ausdrücklich der—

auf hingewiesen, daß sich der Übergang auf Ansprüche be—
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“schränkt, "die dem Rückzahlungspflichtigen für die Vergangen—

heit zustehen"g

Gegen die rückwirkende Anrechnung der Leistungen aus dem

BWGÖD auf die Alfu und Alhi konnten deshalb Bedenken nicht

besteheno

Nach @ 186 a°a„O„ kann das Arbeitsamt durch schriftliche An—

zeige an den Leistungspflichtigen bewirken, daß Ansprüche

eines nach % 185 Abs° 2 und } Rückzahlungspilichtigen in Höhe

und zum Ausgleich der zurückgeforderten Beträge auf die Bun—

desanstalt — bei Alhi—Leistungen auf den Bund (vgl° @ 141 k

Alhi—Geso,@154AVAVGn°r„) —übergehen„Rückzahlungspflich—
tig ist der Arbeitslose nach @ 185 Abs° 2 Nr° 5, wenn er An—

sprüche im Sinne des % 186 Abs(: 1 hat„ Als solche können im
vorliegenden Falle nur "sonstige Geldleistungen zur Deckung

des Lebensunterhalts" nach @ 186 Abs, 1 Nr, 7vin Betracht

kommen, Es wurde bereits ausgeführt, daß die Wiedergutmachungs—

leistungen an den Kläger "Einkommen" darstellen, begründet auf

sein früheres Dienstverhältnis, Daß diese Leistungen zur
Deckung des Lebensunterhalts dienen sollen, kann bei dem

Charakter des Diensteinkommens nicht zweifelhaft sein°

Das Arbeitsamt war demnach berechtigt und verpflichtet,

n a c h Ä n d e r u n g der Sachlage zu prüfen, ob die
Alfu und Alhi dem Kläger zu Recht oder Unrecht gezahlt wor-

den.shuh Es war nach der Feststellung, daß die Wiedergut—

machungsleistungen anzurechnen sind, verpflichtet, die Un—

terstützung zu entziehenc

"Zu Unrecht" geleistet sind Beträge, die o h n e R e c h t s

g r'u n d gewährt werden sind° Darin braucht nicht in jedem

Falle ein Verschulden zu liegen„ Da bereits die zuvor er—
wähnten Vorschriften durchgreifcn, konnteaes der Senat da—

hingestellt lassen, ob der Kläger durch die erst im April

1957 erfolgte Meldung über sein laufendes Wiedergutmachungs—
verfahren nach % 185 Abs° 2 hr, 1 “die Gewährung der Leistun—

gen verschuldet hat"° 3er Senat haüeauch keine Veranlassung,

...l6-
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XIIo

sich mit der Frage der rechnerischen Richtigkeit der Anrech—

nung der Wiedergutmachungsbeträbe zu befassen, da insoweit

eine ■üge nicht erhoben werden int und schon das Sozialgericht

festgestellt hatte, daß die "Bedürftigkeitsprüfung" "keiner—

lei rechnerische Fehler" aufweieto Auch das Landeeeozialge—

richt hat in seinem Urteil eine entsprechende Feetétellung

getroffen°

Die Zahlungen aus der Alfu und Alhi mußten nach alledem als

zu Unrecht gewährt gelten und sind demnach zu Recht entzogen

und zurückgefordert werden°

Die Beklagte hat bei Ausübung des ihr nach 5 185 Abs° 2 Satz 3

AVAVG n„E„ zuetehenden £rmeesene auf die Rückforderung nicht

verzichteto Anhaltspunkte dafür, daß sie ihr Ermessen etwa

mißbräuchlich oder fehlerhaft ausgeübt hätte, haben sich nicht

ergeben„ Der Kläger hat zwar eingewandt, er sei nicht mehr be—

reichert° Diesen Einwand kann er aber, wie @ 185 Abs° 4 AVAVG

noF„ vorsieht, nicht geltend machen„

Zur Durchführung ihres Rückforderungsanspruchee (vgl° BSG° 5

So 105) konnte die Beklagte nach 5 186 A so 1 nr„ 7 AVAVG

n„F„ durch schriftliche Anzeine an den Leistungepflichtigen

bewirken, daß die Ansprüche des nach @ 185 AVAVG n„F„ rück—
.

zahlungspflichtigen Klägers in Höhe und zum Ausgleich der

zurückgeforderten Beträge auf sie übergingen° In diesem Falle

h a t nach 5 186 Abe° 2 AVAVGn„F° der Leistungepflichtige
seine leistungen in Höhe des nach Abs° l übergegengenen An—

spruches an das Arbeitsamt abruführen° Der Zustimmung des

Arbeitslosen hierzu bedarf es nach A e„ 4 nicht°

bee Arbeitsamt hat mit Schreiben vom 5° September 1957 die

Anzeige erstattet (@ 186 Abs° l a.vooa)o Wenn es sie "an den

Senat der Freien und Hansestadt Hamburg — Rechtsamt — Aufsicht

über die Siendeeämter" gerichtet hat, so ist das im Gegen—

satz zu der Auffassung des Klägers nicht zu beanetanden° Der

Senat als solcher ist das Vertretungscrgan der Freien und
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Hansestadt Hamburg und damit berechtigt, alle sie betreffenden

Erklärungen entgegenzunehmen, auch wenn sie einer ihm unterste—

henden Dienststelle zugeleitet werden° Der Senat hat daraufhin

den angeforderten Betrag an das Arbeitsamt überwiesen°

Das Überleitungs— und Erstattungsverfahren ist, soweit es sich

um die zu Unrecht gezahlte Unterstützung in Höhe von 4„762,90

DM handelt, zu Recht durchgeführt werden„ Deshalb konnte inso—

weit weder die Anfechtungg— noch die Eolgenbeseitigungsklege

Erfolg haben° Die Revision des Klägers mußte in diesem Umfang

zurückgewiesen werden°

Dagegen mußte der Revision stattgegeben werden, soweit es

um den vom Arbeitsamt übergeleiteten Restbetrag von 106.- DM

‚geht, der aus einer rechtsverbindliehen Einzugsverfügung vom

260 Juni 1955 von damals 217,10 DM noch offen stand‚ Hierfür

war das Entziehungs— und Rückforderungsverfahren nach & 177

AVAVG a°ro eingeleitet und — bis auf den genannten Restbe—

trag - durchgeführt werden° Für die weitere Durchsetzung die—

ses Rückforderungsanspruches ist @ 186 Abs° l AVAVG noF„ da—

gegen nicht anwendbar? da die rechtlichen Voraussetzungen hier—

für nicht gegeben sind° hit Bescheid vom 4„ september 1954

hatte die Beklagte dem Kläger mitgeteilt, daß die Zahlung

der Unterstützung für die Zeiten vom la Januar 1954 bis zum'

4° März 1955, vom 4a Juni 1955 bis zum 15„ April 1956 und

vom 180 Juli 1956 bis zum 26} Juli 1957 "eingestellt" werden

sei und die eingeleitete Erstattung und Rückzahlung insgesamt

40868,90 DM betrage° Diese Summe war insofern nicht zutref—

fend9 als sie — für den Kläger nicht erkennbar — die erwähn—

ten 106„— DM einbezog, die aber nicht die Alfu für die ange—

gebenen Zeiten, sondern für einen früheren Zeitraum betrefen°

Auf Grund des Bescheides vom 4. September 1957 durfte die Be-

klagte jedenfalls n u r die für die ang>gebenen Zeiten im

Gesamtbetrag von 40762‚90 DM gezahlten Beträge auf sich über—

leiten‚

Aus diesem Grunde war aber auch die von der Beklagten insoweit

erklärte Aufrechnung nicht gerechtfertigt° Den Restbetrag von

106u— DM hätte die Beklagte deshalb, soweit er nicht von spä—
terer Unterstützung zurückbehalten werden konnte oder der Klä—

_]_8_.
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ger ihn nicht freiwillig zurückzahlte, nach % 185 AVAVG e„Fo‚
% l$7 AVAVG noF„ nur wie Gemeindeabgaben beitreiben lassen

können° Weil die Überleitung insoweit unzuläesig war, mußte

die Beklagte Verurteilt werden, 106.— DM an den hläger zu

zahlen° In diesem Umfang mußten die Urteile des Sozieloerichts

Hamburg vom 160 Dezember 1957 und des Lendeeeoziel„eriohts

Hamburg vom 29° hai 1958 sowie der ßeecheid dee Arbeitsamts

Hamburg vom 40 September 1957 in der Eaesunn des Widerspruchs—

beeeheidee vom 310 Oktober 1957 aufgehoben werden„

Die Entscheidung über die Kosten beruht auf 3 193 5GGo'

Wegen der geringen Höhe des zurückzuzahlenden Betrages hielt

es der Senat nicht für angemessen, die Beklagte mit Koeten

zu belasten„
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